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ctt will Geldvon
CDUzurück
Doerfert zu Gesamtstrafe von
fast elf Jahren Haft verurteilt

Die Caritas-Trägergesellschaft Trier
(ctt) fordert von der rheinland-pfäl-
zischen CDU 190 000 Mark zurück,
die im Zuge der Doerfert-Affäre als
Spenden in die Parteikasse geflossen
sind. Auch wenn aus „prozessöko-
nomischen Gründen“ eine zweite An-
klage der Staatsanwälte in Koblenz
gegen den ehemaligen ctt-Manager
Hans-Joachim Doerfert möglicher-

weise nicht mehr verhandelt werde,
so bleibe die Rückzahlungsforderung
selbstverständlich bestehen, erklärte
die ctt am 4. Juli auf Anfrage in Trier.
Notfalls werde auch zivilrechtlich ge-
gen die CDU vorgegangen. – Das
Landgericht München hatte Doerfert
am 3. Juli zu einer Freiheitsstrafe von
fast elf Jahren Haft verurteilt.

Von einer weiteren Verhandlung in
Koblenz gegen Doerfert hatte sich die
ctt nach eigenen Angaben vor allem
nähere Angaben über die Herkunft
der Gelder versprochen. Der rhein-
land-pfälzische CDU-Generalsekretär
Claudius Schlumberger hatte zuvor
gegenüber der ctt erklärt, alle Gelder
zurückzuzahlen, die nachweislich aus
deren Kassen stammten. Insgesamt
belaufen sich nach ctt-Angaben die
Rückforderungen von zu Unrecht aus
ctt-Kassen entnommenen Geldern auf
zweistellige Millionenbeträge.

Doerfert war von der 4. Strafkam-
mer des Münchner Landgerichts zu

einer Gesamtstrafe von genau zehn
Jahren und sechs Monaten Haft ver-
urteilt worden. In die Haftstrafe muss-
te das inzwischen rechtskräftig gewor-
dene Urteil des Koblenzer Landge-
richts (ID Nr. 357 vom 27. 6. 2001)
vom Februar dieses Jahres mit einbe-
zogen werden. Dort war Doerfert we-
gen Untreue zu einer Freiheitsstrafe
von sieben Jahren und drei Monaten
verurteilt worden. Der im Münchener
Prozess mitangeklagte einstige Ge-
schäftsführer des Immobilienfonds
der Bayerischen Beamten-Versiche-
rung, Karl Fütterer, erhielt wegen Un-
treue in 24 Fällen eine Gesamtstrafe
von vier Jahren und neun Monaten.
Beide Angeklagten und die Staatsan-
waltschaft verzichteten auf eine Revi-
sion, so dass die Urteile rechtskräftig
sind.

Das Gericht erkannte Doerfert der
Angestelltenbestechlichkeit in „drei
schweren Fällen“ (ID Nr. 125 v.
7.3.2001) für schuldig. Er habe für den

Ausbau und den Betrieb einer geplan-
ten „Klinik Rose“ in Wiesbaden, eines
„Medicalcenter“ in Sindelfingen und
eines „Landhotels am See“ in Post-
münster bei Pfarrkirchen Mietver-
träge in Aussicht gestellt und dafür
Zahlungen in Höhe von insgesamt
rund 21 Millionen Mark gefordert.
Davon seien jedoch nur vier Millio-
nen Mark wirklich geflossen. Nutz-
nießer der Beträge waren außer ihm
selbst und anderen Personen die
Sportvereine SV Eintracht Trier, wo
Doerfert Vorsitzender war, sowie der
FSV Salmrohr.

Doerferts Verteidiger Gerhard
Bink sagte, er rechne damit, dass die
Koblenzer Staatsanwaltschaft jetzt auf
die Eröffnung eines weiteren Verfah-
rens verzichte. Doerfert, der sich in-
zwischen seit 22 Monaten in Untersu-
chungshaft befindet, könne sich da-
rauf einstellen, dass ihm als bisher
nicht Vorbestraftem ein Drittel der
Strafe erlassen werden könne.

Statue von Pater Eberschweiler in sei-
nem Geburtsort Püttlingen. Foto: Privat

Eine Fülle 
von Prüfungen
Zum Verfahren der Selig- 
und Heiligsprechung

Mit Heiligsprechungen bestätigt die
katholische Kirche, dass die betreffen-
den Verstorbenen im irdischen Leben
treue Nachfolger Christi waren (Lu-
men Gentium (LG) 50b – Konzilsde-
kret über die Kirche „Licht der Völ-
ker“) und nun verherrlicht sind bei
Gott, das heißt, ihn schauen wie er ist
(LG 49). Gleichzeitig werden den Le-
benden diese Frauen und Männer zur
Nachahmung, Verehrung und Anru-
fung vor Augen gestellt (LG 50).

Weil diese Verstorbenen, die durch
Vergießen ihres Blutes oder durch hero-
ische Tugendübung ein „vorzügliches
Zeugnis für das Himmelreich“ abgelegt
haben (Joh. Paul II., Apost. Konst. „Di-
vinus Perfectionis Magister“) in ein Ver-
zeichnis, den Canon, eingetragen wer-
den, bezeichnet man den Akt der Hei-
ligsprechung auch als Kanonisierung.
Seit 1234 fällt dieser Akt ausschließlich
in die Zuständigkeit des Papstes.

Die Seligsprechung im heutigen
Sinne, auch Beatifikation genannt, ist
seit der ersten Hälfte des 17. Jahrhun-
derts allgemeine Praxis der Kirche. Sie
bedeutet die durch den Papst erteilte
Erlaubnis zur eingeschränkten öffentli-
chen Verehrung eines vom gläubigen
Volk als heiligmäßig angesehenen
Gläubigen, obwohl die definitive Ent-
scheidung des Papstes noch nicht er-
gangen ist. Seit der Seligsprechung
Franz von Sales’ 1662, der ersten, die
feierlich in einem liturgischen Akt ge-
schah, muss die Seligsprechung der
Heiligsprechung vorausgehen.

Grundlage für solch eine Entschei-
dung des Papstes in Selig- und Heilig-
sprechung ist eine genaue Prüfung des
Lebens des betreffenden Gläubigen in
einem umfangreichen Verfahren, das
geregelt wird durch die Apostolische
Konstitution Johannes Pauls II. „Divi-
nus Perfectionis Magister“ von 1983.
Das Verfahren erstreckt sich demnach
über verschiedene Ebenen und muss
unterschiedliche Aspekte berücksichti-

gen:Wenn dieser Gläubige kein Märty-
rer war, muss zunächst ein Verfahren
geführt werden über dessen Leben, Tu-
genden und Ruf der Heiligkeit. Eröff-
net wird diese Untersuchung auf Diö-
zesanebene. Hier wird alles zusammen-
getragen, was für eine spätere Ent-
scheidung wichtig sein könnte: vor al-
lem Zeugenaussagen, Schriften oder
Dokumente von und über den betref-
fenden Diener Gottes, so der Titel des
Gläubigen, für den ein Verfahren eröff-
net wird. Aus dem Material dieser
diözesanen Erhebung wird dann in
Rom unter der Aufsicht der zuständi-
gen Kongregation – genauer: des soge-
nannten Relators (Berichterstatter für
ein Verfahren) – in einem nächsten
Schritt eine Positio (eine Vorlage) er-
stellt, die eine systematische Auswer-
tung des vorliegenden Materials unter

den Aspekten Leben, Tugenden und
Ruf der Heiligkeit bietet. Wenn sich
dabei herausstellt, dass das Material
der diözesanen Untersuchung, aus wel-
chem Grund auch immer, lückenhaft
ist, dann muss auf Diözesanebene in
einem Ergänzungsverfahren versucht
werden, diese Lücken zu schließen.

Die fertige Positio bildet die Grund-
lage für das eingehende Studium des
Promotor fidei und weiterer acht Theo-
logenkonsultoren.Wenn diese hinsicht-
lich der Frage, ob der oder die Diene-
rin Gottes die Tugenden in heroischer
Weise gelebt hat, zu einem positiven
Ergebnis kommen, leitet der Promotor
ihr Votum weiter an die Versammlung
(daher Congregatio) der Kardinäle
und Bischöfe, die Mitglieder dieser
Kongregation sind, welche dann ab-
schließend darüber zu beraten haben.
Deren Urteil wird dann dem Papst
vorgetragen, dem die letzte Entschei-
dung vorbehalten ist.

Über die Feststellung des hero-
ischen Tugendgrades hinaus wird als
Voraussetzung für eine Seligsprechung
auch noch ein wunderbares Zeichen
verlangt, das auf die Fürsprache des
betreffenden Dieners Gottes zurück-
geführt werden kann. Dieses „Zeichen
von oben“ wird als Bestätigung dafür
angesehen, dass das menschliche Urteil
über das heiligmäßige Leben seine
Richtigkeit hat. Im Allgemeinen han-
delt es sich bei diesen wunderbaren
Zeichen um Heilungen von Krankhei-
ten. Diese Heilungen müssen laut Ur-
teil qualifizierter Ärzte zum Zeitpunkt,
da die Heilung geschieht, extrem
schwierig bis unmöglich sein. Damit sie
als wunderbare Heilung anerkannt
werden können, dürfen sie nicht auf
medizinische Maßnahmen (Operatio-
nen, Medikamente, sonstige Therapi-
en) zurückgeführt werden können.

Ferner müssen sie plötzlich eintreten,
vollständig sein und sich als dauerhaft
erweisen.

Analog zum Verfahren über Leben,
Tugenden und Ruf der Heiligkeit wird
auch das Verfahren über die vermutete
wunderbare Heilung eines Patienten,
die der Fürsprache eines Dieners Got-
tes zugeschrieben wird, geführt. Es
wird eröffnet in der Diözese, in der
sich das vermutete Wunder ereignet
hat. Die Ergebnisse der diözesanen Er-
hebung werden in Rom wieder in einer
Positio zusammengefasst, die, bevor
die Theologen darüber diskutieren,
zunächst von fünf medizinischen Sach-
verständigen geprüft werden muss.Ab-
schließend nehmen dazu dann wieder
die Kardinäle und Bischöfe der Kon-
gregation Stellung, die ihr Votum dem
Papst zur Entscheidung vorlegen.

Handelt es sich bei dem Gläubigen
um einen Märtyrer, dann steht nicht in
erster Linie das Leben oder die Tugen-
den im Vordergrund, sondern das Mar-
tyrium. Aufgabe des Verfahrens in die-
sem Falle ist es zu prüfen, ob es sich bei
dem Tod des Gläubigen tatsächlich um
ein Martyrium, also um ein Sterben um
des Glaubens willen, handelt. Auch
dieses Verfahren erstreckt sich über
die verschiedenen Ebenen und wird
analog zum ersten bereits beschriebe-
nen Verfahren geführt. Wenn es sich
um einen Märtyrer handelt, muss vor
der Seligsprechung kein Wunder nach-
gewiesen werden. Sollte der seligge-
sprochene Märtyrer kanonisiert wer-
den sollen, wird vor der Heiligspre-
chung auch ein Verfahren geführt über
Leben und Tugenden, wie es bei den
Nicht-Märtyrern vor der Seligspre-
chung geschah. Eine Heiligsprechung
setzt voraus, dass nach der Seligspre-
chung des Dieners Gottes auf dessen
Fürsprache ein weiteres wunderbares
Zeichen geschah. Georg Holkenbrink

Die letzten Seligsprechungen
in der Diözese Trier

Bruder Peter Friedhofen (1819-1860),
Gründer der Barmherzigen Brüder von
Maria Hilf; Grabstätte: Maria-Hilf-Kapel-
le im Garten des Brüderkrankenhauses in
Trier; Seligsprechung am 23. Juni 1985
durch Papst Johannes Paul II. in Rom;
Gedenktag: 23. Juni.
Schwester M. Blandine Merten (1883-
1918), Ursuline, Grabstätte: Blandinen-
Kapelle auf dem Friedhof von St. Paulin
in Trier; Seligsprechung am 1. November
1987 durch Papst Johannes Paul II. in
Rom; Gedenktag: 18. Mai.

Verfahren, die formell in der Diözese Trier eröffnet und noch 
nicht durch eine Seligsprechung abgeschlossen worden sind
Mutter M. Rosa Flesch (1826-1906), Grün-
derin und Generaloberin der Franziskane-
rinnen von Waldbreitbach; Grabstätte:
Kirche des Mutterhauses der Franziskane-
rinnen in Waldbreitbach.
Pater Wilhelm Eberschweiler (1837-1921),
Jesuit; Grabstätte: Jesuitenkirche in Trier.
Mutter M. Agnes Ellenberger (1838-
1906), Generaloberin der Heilig-Geist-
Schwestern, Koblenz; Grabstätte: Kirche
des Mutterhauses der Heilig-Geist-Schwe-
stern Koblenz.
Hieronymus Jaegen (1841-1919), Laie,

Bankdirektor, Politiker, Mystiker; Grab-
stätte: Kirche St. Paulus in Trier.
Pater Joseph Kentenich (1885-1968),
Gründer der Schönstatt-Bewegung; Grab-
stätte: Wallfahrtskirche in Schönstatt.
Schwester M. Emilie Engel (1893-1955),
Mitbegründerin der Schönstätter Marien-
schwestern; Grabstätte: Friedhof des Pro-
vinzhauses der Marienschwestern in Kob-
lenz-Metternich.
Josef Engling (1898-1918), Laie, Mitglied
der Schönstatt-Jugend; Grabstätte: unbe-
kannt, gefallen im 1. Weltkrieg bei Cam-
brai/Frankreich.
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Liebe Leserinnen,
liebe Leser!
Es gab einmal eine Zeit, die wurde
„Sommerloch“ genannt: die Zeit
der großen Ferien, wenn Politik
und Wirtschaft Pause machen, Ur-
lauberströme gen Süden oder
sonstwohin ziehen, wenn „zu Hau-
se“  nichts passiert und sagenum-
wobene Ungeheuer aus irgendwel-
chen Tümpeln emporsteigen, um
leere Zeitungsseiten zu füllen.
Diese Zeiten sind offenbar vorbei,
jedenfalls wenn man sich die politi-
schen Themen und Debatten dieser
Tage anschaut, die in dieser „Pauli-
nus“-Ausgabe ihren Niederschlag
finden: Forschung an Stammzellen
(Seiten 2 und 4), die Diskussion um
die Zuwanderung (Seite 6), der
Streit um das Schulfach LER (Sei-
ten 2 und 7), oder der Skandal
Spätabtreibungen (Seite 12), um
nur einige zu nennen. Fürwahr kei-
ne „Sommerloch“-Füller, sondern
Themen, die zentrale gesellschaftli-
che Fragen betreffen und bei denen
die Kirchen etwas zu sagen haben.
Einige weitere Hinweise: Nach dem
Abschluss einer weiteren diöze-
sanen Untersuchung zum Seligspre-
chungsverfahren von Pater Wilhelm
Eberschweiler (siehe unten auf die-
ser Seite) hat Ordinariatsrat Dr.
Georg Holkenbrink in dieser Aus-
gabe einmal ausführlich das Verfah-
ren der Selig- und Heiligsprechung
beleuchtet (Seite 23). Jede Serie hat
einmal ein Ende: Mit der Nummer
145 schließen wir das Ordenslexi-
kon (Seite 13). Herzlich, Ihr 

Bruno Sonnen

Es fehlt weiterhin
ein Wunder
Weitere diözesane Untersu-
chung im Seligsprechungsver-
fahren von Pater Eberschweiler
abgeschlossen

Der Diözesanadministrator von
Trier, Weihbischof Leo Schwarz, hat
am 3. Juli eine weitere diözesane Un-
tersuchung im Rahmen des 1951
eröffneten Seligsprechungsverfahren
für den Jesuitenpater Wilhelm Eber-
schweiler abgeschlossen. Wie der
Bischöfliche Beauftragte für die
Durchführung der Selig- und Heilig-
sprechungsverfahren im Bistum Trier,
Ordinariatsrat Dr. Georg Holken-
brink, dem „Paulinus“ exklusiv mit-
teilte, werden die Unterlagen der von
1999 bis 2001 erfolgten Ergänzungs-
untersuchung an die zuständige Kon-
gregation in Rom weitergeleitet. Dort
wird nach Erstellung einer systemati-
schen Gesamtdarstellung des Lebens,
der Tugenden und des Rufes der Hei-
ligkeit Pater Eberschweilers die sich
über mehrere Phasen erstreckende
theologische Diskussion darüber von
anerkannten Theologen und sachkun-

digen Bischöfen geführt. Die letzte
Entscheidung über eine Seligspre-
chung Pater Eberschweilers liegt dann
aber beim Papst.

Wilhelm Eberschweiler wurde 1837
in Püttlingen geboren. Nachdem er
1858 in den Jesuitenorden eingetreten
war, wurde er 1868 zum Priester ge-
weiht. Er wirkte anschließend an
mehreren Orten als Spiritual, also als
geistlicher Begleiter und Beichtvater
von Seminaristen und Ordensan-
gehörigen, zuletzt von 1894 bis zu sei-
nem Tod 1921 im holländischen Exae-
ten. Von vielen Zeitgenossen wurde er
als heiligmäßiger Priester und Or-
densmann angesehen. Er wurde
zunächst in Exaeten begraben, ehe
1958 die Überführung seiner Gebeine
in die Trierer Jesuitenkirche erfolgte.
Noch heute kommen jährlich Tausen-
de von Gläubigen zu seinem Grab im
rechten Seitenschiff der Kirche, um
dort zu beten und die Fürsprache Pa-
ter Eberschweilers anzurufen.

Bereits 1951 wurde im Bistum Trier
vom damaligen Bischof Dr. Franz Ru-
dolf Bornewasser ein Seligspre-
chungsverfahren eingeleitet. Die er-
sten diözesanen Untersuchungen
konnten unter Bischof Dr. Matthias
Wehr 1958 zum Abschluss gebracht
werden. Nach Überprüfung und An-
erkennung der theologischen Schrif-
ten Pater Eberschweilers durch die
Heiligsprechungskongregation in
Rom wurde aufgrund der neuen, seit
1983 geltenden rechtlichen Bestim-
mungen für Selig- und Heiligspre-

chungsverfahren eine weitere ergän-
zende diözesane Untersuchung not-
wendig, die unter Bischof Dr. Her-
mann Josef Spital im November 1999
von seinem Generalvikar Werner
Rössel eröffnet wurde. Nach Aussage
von Dr. Holkenbrink ging es dabei
zum einen darum, durch eine Kom-
mission von Historikern und Archiva-
ren überprüfen zu lassen, ob sämtli-
ches Dokumentenmaterial von und
über Pater Eberschweiler zusammen-
getragen worden war. Zum anderen
sollte durch die Vernehmung von
Zeugen geklärt werden, ob die Vereh-
rung Pater Eberschweilers immer
noch anhält und wie sie geschieht, vor
allem sollte sicher gestellt werden,
dass kein öffentlicher, d.h. unerlaubter
Kult erfolgt.

Wenn auch aufgrund dieser Ergän-
zungsuntersuchungen das sogenannte
„Tugendverfahren“ weiter vorange-
bracht werden konnte, so fehlt doch
weiterhin ein auf die Fürsprache Pater
Eberschweilers zurückführbares Wun-
der. Dieses ist ebenfalls Vorausset-
zung für die Empfehlung der in der
Kongregation zusammenkommenden
Bischöfe an den Papst. Trotz vieler
Mitteilungen von Gebetserhörungen
konnte bislang noch keine davon den
strengen Bestimmungen und Prüfun-
gen der Wissenschaftler gerecht wer-
den. Der Zeitpunkt, wann denn mit
einer eventuellen Seligsprechung Pa-
ter Eberschweilers gerechnet werden
könnte, bleibt daher weiterhin unbe-
stimmt. (Hintergrundbericht auf Seite 23)

Gelenkte 
Debatte 
Die Bioethik-Diskussion 
droht schon früh zu versanden

Die Stimmen derer, die die For-
schung an embryonalen Stammzellen
als Tabubruch ansehen, werden leiser.
Das liegt in erster Linie daran, dass
sich die liberalen Kräfte in Politik,
Wissenschaft und Gesellschaft mehr
und mehr durchsetzen. Wer die jüng-
sten Äußerungen von Kanzler Schrö-

der vor der Deutschen Forschungsge-
meinschaft (DFG) zum Maßstab
nimmt, wer Zwischentöne von Politi-
keräußerungen quer durch die Partei-
en zu deuten weiß und sich das Ab-
stimmungsverhältnis im Bundestag
zum Import von embryonalen
Stammzellen vor Augen hält, muss
davon ausgehen, dass die verbrau-
chende Embryonenforschung bald
Wirklichkeit werden könnte.

Auch in Teilen der Medien vollzie-
hen sich in der Berichterstattung über
diese Zukunftsfragen Wandlungen.
Besonders die Vertreter der Kirchen,
aber auch Politiker, die vor Damm-
brüchen in der Embryonenforschung
warnen und auf die Einhaltung ethi-
scher Werte pochen, werden immer
häufiger als antiquiert dargestellt. Ge-
rade deshalb sollten Bischöfe und

Laien, christliche Politiker, Mediziner
und Theologen in der gegenwärtigen
Debatte nicht verstummen – zumal
einige Forscher schon längst an das
Klonen von Menschen nicht nur den-
ken, sondern diese Möglichkeit für
sich einfordern.

Die von vielen Seiten beschworene
offene Bioethik-Diskussion droht je-
denfalls zu versanden, weil der nord-
rhein-westfälische Ministerpräsident
Clement, Kanzler Schröder, die FDP,
die DFG und einige Forschungsinsti-
tute in den vergangenen Wochen of-
fen oder subtil Fakten geschaffen und
Zeitpunkte für kommende Schritte
gesetzt haben.

Der kommende Herbst wird zei-
gen, ob es noch Raum und Gehör für
gewichtige Gegenargumente gibt.

Josef Schlösser

Preußische 
Anmaßung
LER:Wie hält es der Staat mit
der Religion?

Der Skandal besteht schon in der
Verschleppung des Verfahrens. Erst
fünf Jahre, nachdem die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion einen Normen-
kontrollantrag eingereicht und beide
Kirchen sowie Eltern und Schüler
Verfassungsbeschwerden eingelegt
hatten, stand das brandenburgische
Pflichtfach LER auf der Tagesord-
nung des Bundesverfassungsgerichts

(siehe Berichte auf Seite 7 dieser Aus-
gabe).

Jede Menge Zeit also, um in dem
preußisch geprägten Bundesland be-
reits Fakten zu schaffen. Worum es
letztlich geht, ist Artikel 7 des Grund-
gesetzes, in dem es heißt, Religions-
unterricht sei in den öffentlichen
Schulen ordentliches Lehrfach. Bran-
denburg beruft sich dagegen auf eine
Ausnahmeregelung, die so genannte
„Bremer Klausel”. Verbal bekundet
die dortige Landesregierung die Ab-
sicht, „LER“ „bekenntnisfrei, religiös
und weltanschaulich neutral“ zu un-
terrichten. In Wirklichkeit aber  maßt
sie sich an, zu definieren, was Religi-
on sein soll und wie die Unterricht-
sinhalte aussehen sollen. Statt weltan-
schaulich neutral zu sein, entzieht sie
also den Kirchen ihre durch die Ver-
fassung verbriefte Zuständigkeit und
schafft eine eigene Staatsreligion.

Was auf  dem Spiel steht, sind also
keineswegs vermeintliche Privilegien
der Kirchen, sondern der freie Bil-
dungsanspruch von Eltern und
Schülern.

Wie hält der Staat es mit der Religi-
on – an den Schulen und überhaupt?
Diese Gretchenfrage muss von den
Karlsruher Richtern grundsätzlich be-
antwortet werden. Auf dem Prüfstand
steht auch das seit Jahrzehnten be-
währte, ausgewogene Verhältnis von
Staat und Kirche in Deutschland. Soll-
te Brandenburg das Recht zugestan-
den werden, den authentischen Reli-
gionsunterricht aus dem ordentlichen
Unterricht zu verbannen, wäre das
wirklich ein tiefer Einschnitt in der
Geschichte der Bundesrepublik. Das
Urteil, das im Herbst verkündet wer-
den soll, wird über die Zukunft des
Religionsunterrichts in unserem Land
entscheiden. Gerd Felder


